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1. Instanz

Aktenzeichen S 26 AS 165/22 ER
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2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 119/22 B ER
Datum 10.02.2022

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialgerichts KÃ¶ln vom 20.01.2022 zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

GrÃ¼nde:

Â 

I.

Der Antragsteller begehrt die Anordnung der aufschiebenden Wirkung einer Klage
gegen einen Eingliederungsbescheid des Antragsgegners. 

Der Antragsteller bezieht vom Antragsgegner Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts. GemÃ¤Ã� einem Vermerk des Antragsgegners vom 28.09.2021
sprach der Antragsteller am 27.09.2021 beim Antragsgegner vor. Er wolle weder
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seine Telefonnummer noch seine E-Mail-Adresse beim Antragsgegner hinterlegen.
Der Antragsgegner teilte dem Antragsteller mit, dann mÃ¼sse dieser zu jedem
Termin persÃ¶nlich erscheinen. Der Antragsteller teilte weiter mit, seine
MeisterprÃ¼fung zum zweiten Mal nicht bestanden zu haben. Er habe die
MÃ¶glichkeit, an einem fÃ¼nftÃ¤gigen Vorbereitungskurs teilzunehmen, Ã¼berlege
sich allerdings, auf die Teilnahme zu verzichten, wenn er die Kurszeiten dem
Antragsgegner mitteilen mÃ¼sse. Der Antragsgegner hÃ¤ndigte dem Antragsteller
im Rahmen des Termins den Entwurf einer Eingliederungsvereinbarung aus. Der
Antragsteller gab an, diese zu Hause nÃ¤her durchlesen zu wollen. Mit Schreiben
vom 05.10.2021 unterbreitete der Antragsteller dem Antragsgegner mehrere
Ã�nderungsvorschlÃ¤ge. So sei die Ã�bernahme von Bewerbungskosten iHv 5 â�¬
pro Bewerbung verbindlich zuzusagen, seiner Verpflichtung zur Bewerbung auf
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisseÂ  als â��Helfer-Hochbauâ�� bzw. im
TÃ¤tigkeitsbereich in Vollzeit sei ein â��unter anderemâ�� hinzuzufÃ¼gen und
seine festgelegte Verpflichtung zu Bewerbungen auf VermittlungsvorschlÃ¤ge solle
nicht am dritten Tag, sondern erst am dritten Werktag nach deren Erhalt bestehen.
Die in der Eingliederungsvereinbarung festgehaltene Verpflichtung, seinem
Vermittler auf AnkÃ¼ndigung zu BeratungsgesprÃ¤chen zur VerfÃ¼gung zu stehen,
sei zu streichen, denn sie stelle eine Umgehung der gesetzlichen Regelungen zur
Meldepflicht dar. Die Regelungen zum Nachweis der ArbeitsunfÃ¤higkeit sollten mit 
Â§ 56 SGB II in Einklang gebracht werden. Da die im Rahmen seiner
VermittlungsbemÃ¼hungen entstehenden Kosten nicht im Regelsatz enthalten
seien, seien sie mÃ¶glichst detailliert zu regeln. Der Antragsgegner
berÃ¼cksichtigte einige Ã�nderungsvorschlÃ¤ge und Ã¼bersandte dem
Antragsteller am 07.10.2021 den neuen Entwurf einer Eingliederungsvereinbarung,
auf die der Antragsteller mit Schreiben vom 19.10.2021 mit weiteren
KorrekturvorschlÃ¤gen reagierte. Am 20.10.2021 kam es zu einem weiteren Termin
zwischen dem Antragsteller und seiner Arbeitsvermittlerin, in dem letztere
erlÃ¤uterte, anregungsgemÃ¤Ã� redaktionelle Ã�nderungen vorgenommen zu
haben, die Regelungen insbesondere zur Fahrtkostenerstattung jedoch nicht
Ã¤ndern zu kÃ¶nnen. Der Antragsteller erklÃ¤rte gemÃ¤Ã� einem Vermerk, dies zu
akzeptieren und keine weiteren Ã�nderungsvorschlÃ¤ge zu haben. Er wolle die
unterschriebene Vereinbarung zum nÃ¤chsten Termin mitbringen. Bei dem
Folgetermin am 08.11.2021 gab der Antragsteller an, die unterschriebene
Eingliederungsvereinbarung zu Hause vergessen zu haben. Der Antragsgegner
setzte ihm daraufhin erfolglos eine Frist zur Abgabe der Eingliederungsvereinbarung
zum 15.11.2021. 

Am 23.11.2021 erlieÃ� der Antragsgegner einen Eingliederungsbescheid. Dieser hat
vorbehaltlich einer anderweitigen Regelung einen Geltungszeitraum vom
23.11.2021 bis zum 22.05.2022. Eine Eingliederungsvereinbarung mit dem
Antragsteller sei nicht zustandegekommen. Ziel des Eingliederungsbescheides sei
die Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Arbeit durch den Antragsteller.
Unter dem Punkt â��UnterstÃ¼tzung durch das Jobcenterâ�� fÃ¼hrt der
Antragsgegner unter anderem die Ã�bernahme von Fahrtkosten zu Meldeterminen,
die Ã�bernahme von Bewerbungskosten auf Nachweis pro Versand einer
Bewerbungsmappe iHv 5 â�¬ monatlich, hÃ¶chstens jedoch iHv 300 â�¬ jÃ¤hrlich
an. Erstattungen seien erst fÃ¼r zwei Bewerbungen (ab 10 â�¬) mÃ¶glich, weil bei
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niedrigeren BetrÃ¤gen von einer EigenleistungsfÃ¤higkeit Â des Antragstellers
auszugehen sei. Reisekosten zu VorstellungsgesprÃ¤chen mit Ã¶ffentlichen
Verkehrsmitteln wÃ¼rden Ã¼bernommen, wobei ein 4er â�� Ticket nur erstattet
wÃ¼rde, wenn es tatsÃ¤chlich zu Fahrten zu zwei VorstellungsgesprÃ¤chen genutzt
werde. Unter dem Punkt â��Zur Integration in Arbeitâ�� verpflichtete der
Antragsgegner den Antragsteller zur Bewerbung auf monatlich mindestens fÃ¼nf
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse â��unter anderem als
Helfer-Hochbau in Vollzeitâ��, wobei diesbezÃ¼glich bis zum 5. eines jeden Monats
eine ausgefÃ¼llte Tabelle vorzulegen sei. Eine BeschrÃ¤nkung auf schriftliche
Bewerbungen enthielt die Verpflichtung nicht. Der Antragsteller habe sich
spÃ¤testens am dritten Tag nach Erhalt des Stellenangebots auf
VermittlungsvorschlÃ¤ge des Antragsgegners zu bewerben und sich nach
vorheriger AnkÃ¼ndigung BeratungsgesprÃ¤chen mit seinem Vermittler zur
VerfÃ¼gung zu stellen. Unter dem Punkt 8, Â â��Fortschreibung des ersetzenden
Verwaltungsaktesâ�� verpflichtet der Antragsgegner sich, die Inhalte des
Bescheides regelmÃ¤Ã�ig, spÃ¤testens nach Ablauf von sechs Monaten zu
Ã¼berprÃ¼fen und gegebenenfalls mit neuem ersetzenden Verwaltungsakt
fortzuschreiben. Sofern der Antragsteller sich doch noch mit dem Erlass einer
Eingliederungsvereinbarung fÃ¼r einverstanden erklÃ¤re, werde der
Eingliederungsbescheid fÃ¼r die Zukunft aufgehoben (Punkt 9). In der
Rechtsfolgenbelehrung heiÃ�t es, wenn der Antragsteller gegen die sich aus dem
Eingliederungsbescheid ergebenden Pflichten verstoÃ�e, werde das ihm zustehende
Arbeitslosengeld II fÃ¼r einen Zeitraum von drei Monaten, beginnend mit dem
Kalendermonat nach Zugang des Sanktionsbescheides, in HÃ¶he von 30 Prozent
des fÃ¼r ihn maÃ�gebenden Regelbedarfs gemindert.

Am 11.12.2021 erhob der Antragsteller Widerspruch gegen den
Eingliederungsbescheid vom 23.11.2021, ohne diesen nÃ¤her zu begrÃ¼nden. Am
13.12.2021 beantragte er beim Sozialgericht KÃ¶ln die Anordnung der
aufschiebenden Wirkung seines Widerspruchs (S 44 AS 3861/21 ER). Der
Antragsgegner habe die Ã�bernahme der Bewerbungskosten nicht hinreichend
konkretisiert und allein die gesetzlichen Vorschriften wiedergegeben. Mit der
Festlegung von festen Stichtagen zur Vorlage von BewerbungsbemÃ¼hungen
wÃ¼rden die gesetzlichen Regelungen zur Meldepflicht umgangen, deren
Verletzung allein mit einer Sanktionierung iHv 10 % der gesetzlichen Regelleistung
zu begegnen sei. Weiter sei es rechtswidrig, von einem HilfebedÃ¼rftigen nicht nur
BewerbungsbemÃ¼hungen, sondern auch deren Nachweis zu einem bestimmten
Stichtag einzufordern, denn der Nachweis der BewerbungsbemÃ¼hungen diene
nicht der Eingliederung in Arbeit. Der Antragsgegner verwies auf die
RechtmÃ¤Ã�igkeit des von ihm erlassenen Eingliederungsbescheids. Mit Beschluss
vom 07.01.2022 lehnte das Sozialgericht den Antrag ab. Der Antrag sei als Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung gemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
SGG zulÃ¤ssig, denn der Widerspruch habe nach Â§ 39 Nr. 1 2. Alt. SGB II keine
aufschiebende Wirkung. Er sei aber nicht begrÃ¼ndet. Da der Bescheid nicht
offenkundig rechtswidrig sei, Ã¼berwiege das Vollzugsinteresse das
Aussetzungsinteresse. Der Antragsgegner kÃ¶nne den Eingliederungsbescheid auf 
Â§ 15 Abs. 3 Satz 3 SGB II stÃ¼tzen, denn dem Verwaltungsakt Â seien mehrere
Versuche vorausgegangen, mit dem Antragsteller einvernehmlich zu einer
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Eingliederungsvereinbarung zu kommen. Der Antragsgegner habe sein Ermessen
zutreffend ausgeÃ¼bt und den Verpflichtungen des Antragstellers zu
EigenbemÃ¼hungen mit angemessenen Gegenleistungen entsprochen. Es sei
angemessen, vom Antragsteller fÃ¼nf BewerbungsbemÃ¼hungen pro Monat
einzufordern und von ihm zu verlangen, zeitnah auf VermittlungsvorschlÃ¤ge des
Antragsgegners zu reagieren. Die Ã�bernahme von Bewerbungs- und Fahrtkosten
sei hinreichend konkret geregelt und in der Sache nicht zu beanstanden. Eine
Sanktionierung iHv 30 % der Regelleistung bei einem VerstoÃ� gegen den
Eingliederungsbescheid entspreche der Regelung des Â§ 31 Abs. 1 Nr. 1 SGB II. Mit
Widerspruchsbescheid vom 11.01.2022 wies der Antragsgegner den Widerspruch
gegen den Eingliederungsbescheid vom 23.11.2021 zurÃ¼ck und nahm im
Wesentlichen auf die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts vom 07.01.2022 in der
Sache S 44 AS 3861/21 ER Bezug. Am 12.01.2022 legte der Antragsteller
Beschwerde gegen den Beschluss vom 07.01.2022 (L 7 AS 57/22 B ER) ein, mit der
er weiterhin die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs
beantragte.

Am 18.01.2022 hat der Antragsteller beim Sozialgericht KÃ¶ln Klage gegen den
Bescheid vom 23.11.2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
11.01.2022 erhoben. Gleichzeitig hat er beantragt, die aufschiebende Wirkung
dieser Klage anzuordnen (S 26 AS 165/22 ER). Er hat vorgetragen, die Ã�bernahme
von Bewerbungs- und Fahrtkosten durch den Antragsgegner ohne eine
weitergehende â��maÃ�geschneiderte Ausrichtung von
Eingliederungsleistungenâ�� sei nicht hinreichend und erschÃ¶pfe sich in der
Wiedergabe gesetzlicher AnsprÃ¼che. Der Verzicht auf entsprechende Leistungen
setze jedenfalls weitergehende ErmessenserwÃ¤gungen voraus. Mit Beschluss vom
20.01.2022 hat das Sozialgericht den Antrag abgelehnt und in diesem Rahmen
inhaltlich auf den Beschluss vom 20.01.2022 Bezug genommen. Am 26.01.2022 hat
der Antragsteller Beschwerde gegen diesen Beschluss eingelegt. Er wiederholt
inhaltlich seinen bisherigen Vortrag.

Â 

II.

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig. ZunÃ¤chst scheitert ihre ZulÃ¤ssigkeit nicht
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 172 Abs. 3 Nr. 2 b), 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGGÂ  daran, dass der
Wert des Beschwerdegegenstands 750 â�¬ nicht Ã¼bersteigt. Zwar wÃ¼rde eine
auf Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II gestÃ¼tzte Sanktion im Fall eines VerstoÃ�es
gegen den Eingliederungsbescheid nur zu einer Minderung des Arbeitslosengelds II
des Antragstellers um 30 Prozent des fÃ¼r ihn maÃ�geblichen Regelbedarfs
fÃ¼hren. Die Wertgrenze des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG greift im Falle des
Rechtsschutzes gegen einen Eingliederungsbescheid aber nicht, denn dieser ist
nicht auf eine betragsmÃ¤Ã�ig konkret berechenbare Geldleistung gerichtet,
sondern konkretisiert das SozialrechtsverhÃ¤ltnis zwischen erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten und Jobcentern mit wechselseitigen Rechten und Pflichten
und dem Ziel der Eingliederung in Arbeit, ohne bloÃ�e AnknÃ¼pfungsgrundlage
fÃ¼r mÃ¶gliche Sanktionsentscheidungen zu sein (BSG Urteil vom 21.03.2019 â�� 

                               4 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2026%20AS%20165/22%20ER
https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html


 

B 14 AS 28/18 R). Weiter scheitert die ZulÃ¤ssigkeit der Beschwerde nicht an einer
doppelten RechtshÃ¤ngigkeit iSv Â§Â 202 SGG iVm Â§Â 17 Abs. 1 Satz 2 GVG. Der
Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage ist nicht Gegenstand
des beim Senat anhÃ¤ngigen Beschwerdeverfahrens L 7 AS 57/22 B ER, denn
dieses ist auf eine â�� inzwischen Ã¼berholte â�� Anordnung der aufschiebenden
Wirkung des Widerspruchs gegen den Bescheid vom 23.01.2022 und nicht auf eine
Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen den Bescheid vom
23.11.2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.01.2022 gerichtet.
Zwar ist â�� im Wege der Auslegung â�� Â regelmÃ¤Ã�ig davon auszugehen, dass
sich ein zunÃ¤chst auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung eines Widerspruchs
gerichteter Antrag anschlieÃ�end auf die Anordnung der aufschiebenden Wirkung
der Klage bezieht, Â wenn das Widerspruchsverfahren wÃ¤hrend des gerichtlichen
Eilverfahrens abgeschlossen und Klage erhoben, das Eilverfahren aber fortgesetzt
wird (LSG Schleswig-Holstein Beschluss 02.05.2017 â�� LÂ 5Â KRÂ 40/17Â B ER;
Burkiczak in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1. Aufl., Â§Â 86b SGG). Eine solche
Auslegung ist jedoch zur Ã�berzeugung des Senats nicht geboten, wenn ein
Antragsteller â�� wie hier â�� bei Klageerhebung einen neuen Antrag auf
Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage stellt und damit dessen
Vorrangigkeit zu erkennen gibt.

Die Beschwerde ist nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht den Antrag
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung der Klage gegen den Bescheid vom
23.11.2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11.01.2022 abgelehnt.

Nach Â§ 86b Abs. 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache in den FÃ¤llen, in
denen â�� wie hier gem. Â§ 39 Nr. 1 SGB II â��Â  Widerspruch oder
Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung
ganz oder teilweise anordnen. Die Entscheidung, ob die aufschiebende Wirkung
durch das Gericht angeordnet wird, erfolgt aufgrund einer umfassenden
AbwÃ¤gung des Aufschubinteresses des Antragstellers einerseits und des
Ã¶ffentlichen Interesses an der Vollziehung des Verwaltungsaktes andererseits. Im
Rahmen dieser InteressenabwÃ¤gung ist in Anlehnung an Â§ 86a Abs. 3 Satz 2 SGG
zu berÃ¼cksichtigen, in welchem AusmaÃ� Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
angegriffenen Verwaltungsaktes bestehen oder ob die Vollziehung fÃ¼r den
Antragsteller eine unbillige, nicht durch Ã¼berwiegende Ã¶ffentliche Interessen
gebotene HÃ¤rte zur Folge hÃ¤tte. Da Â§ 39 Nr. 1 SGB II das Vollzugsrisiko bei
Sanktionsbescheiden grundsÃ¤tzlich auf den Adressaten verlagert, kÃ¶nnen nur
solche Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides ein Ã¼berwiegendes
Aufschubinteresse begrÃ¼nden, die einen Erfolg des Rechtsbehelfs zumindest
Ã¼berwiegend wahrscheinlich erscheinen lassen. MaÃ�gebend ist, ob nach der
Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der Eilentscheidung mehr fÃ¼r als gegen die
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides spricht (st. Rspr. des Senats, vgl.
nur BeschlÃ¼sse vom 30.08.2018 â�� L 7 AS 1097/18 B ER und vom vom
02.03.2017 â�� L 7 AS 57/17 B ER; Keller in: Meyer-Ladewig, SGG, 13. Aufl.,
Â§Â 86b Rn. 12f ff. mwN).

Hier Ã¼berwiegt das Aussetzungsinteresse nicht das Vollzugsinteresse. Der
angefochtene Eingliederungsbescheid ist nach der im einstweiligen
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Rechtsschutzverfahren gebotenen summarischen PrÃ¼fung nicht rechtswidrig. 

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r den Eingliederungsbescheid sind die Â§Â§ 15 Abs.
2, Abs. 3 Satz 3 SGB II. Hiernach sollen die in einer Eingliederungsvereinbarung
vorgesehenen Regelungen durch Verwaltungsakt getroffen werden, wenn eine
Vereinbarung nach Â§Â 15 Abs. 2 SGB II nicht zustande kommt. Der Antragsgegner
war hiernach befugt, einen Eingliederungsbescheid zu erlassen. Der Senat lÃ¤sst
offen, ob es sich bei Â§ 15 Abs. 3 Satz 3 SGB II um eine reine Verfahrensvorschrift
handelt und der GrundsicherungstrÃ¤ger selbst entscheiden kann, welchen Weg er
zur ErfÃ¼llung des Ziels der Eingliederung des erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen
wÃ¤hlt (so BSG Urteil vom 22.09.2009 â�� B 4 AS 13/09 R; LSG Nordrhein-Westfalen
Beschluss vom 02.05.2011 â�� L 19 AS 344/11 B ER, LÂ 19Â ASÂ 345/11 B) oder die
Regelung einen Vorrang der konsensualen LÃ¶sung durch eine in gegenseitigem
Einvernehmen geschlossene Vereinbarung vor dem Ersatz der
Eingliederungsvereinbarung durch Verwaltungsakt anordnet (so BSG Urteil vom
14.02.2013 â�� B 14 AS 195/11 R; vgl. hierzu auch Senatsurteil vom 29.01.2015
â�� L 7 AS 1305/14). Auch nach letztgenannter Ansicht wÃ¤ren hier die
Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass des Eingliederungsbescheids gegeben, denn die
Verhandlungen des Antragsgegners mit dem Antragsteller Ã¼ber eine
Eingliederungsvereinbarung sind gescheitert. Der Antragsgegner hat Ã¼ber einen
Zeitraum von fast zwei Monaten in GesprÃ¤chen und im schriftlichen Kontakt
versucht, eine konsensuale Regelung mit dem Antragsteller herbeizufÃ¼hren und
ist hierbei â�� wenn auch nicht vollstÃ¤ndig â�� auf Ã�nderungswÃ¼nsche des
Antragstellers eingegangen. Die BemÃ¼hungen sind gemÃ¤Ã� den vom
Antragsgegner festgehaltenen Vermerken letztlich an dem nachlÃ¤ssigen Verhalten
des Antragstellers gescheitert, dem es nicht gelungen ist, dem Antragsgegner eine
von ihm unterschriebene Version der zuletzt von ihm gebilligten
Eingliederungsvereinbarung abzugeben. Punkt 9) des Eingliederungsbescheides
erÃ¶ffnet dem Antragsteller Ã¼berdies die MÃ¶glichkeit des erneuten Abschlusses
einer Eingliederungsvereinbarung auch wÃ¤hrend seiner Laufzeit.

Der Eingliederungsbescheid vom 23.11.2021 ist inhaltlich rechtmÃ¤Ã�ig. Zu
beanstanden ist zunÃ¤chst nicht die vom Antragsgegner gewÃ¤hlte Laufzeit von
sechs Monaten. Dass es in der seit dem 01.08.2016 geltenden Fassung des Â§ 15
SGB II entgegen dem frÃ¼heren Â§ 15 Abs. 1 Satz 3 SGB II nicht mehr heiÃ�t, dass
eine Eingliederungsvereinbarung und damit auch ein Eingliederungsbescheid fÃ¼r
sechs Monate geschlossen werden soll und hierdurch eine flexiblere Gestaltung
ermÃ¶glicht wird, bedeutet nicht, dass die Zeitspanne von sechs Monaten nicht
mehr gewÃ¤hlt werden kann. Sie bleibt auch insoweit Orientierungspunkt, als Â§ 15
Abs. 3 Satz 1 SGB II n.F. regelt, dass die Eingliederungsvereinbarung regelmÃ¤Ã�ig,
spÃ¤testens nach sechs Monaten Ã¼berprÃ¼ft und fortgeschrieben werden soll
(vgl. hierzu BSG Urteil vom 21.03.2019 â�� B 14 AS 28/18 R). Mit Hinweis auf dieses
Erfordernis hat der Beklagte die gewÃ¤hlte Geltungsdauer in den Punkten 2
(GÃ¼ltigkeit)Â  und 8 (Fortschreibung des ersetzenden Verwaltungsaktes)
hinreichend begrÃ¼ndet. Â 

Auch im Ã�brigen bestehen keine Bedenken an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des
Bescheides vom 23.11.2021. Ein Eingliederungsbescheid ist an den Zwecken
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auszurichten, die nach dem Regelungskonzept des SGB II mit der zu ersetzenden
Eingliederungsvereinbarung verfolgt werden, und es sind die Grenzen einzuhalten,
die auch bei einer vertraglichen VerstÃ¤ndigung Ã¼ber die Inhalte der
Eingliederungsvereinbarung zu wahren sind. Auch die Regelungen eines
Eingliederungsbescheids mÃ¼ssen danach zunÃ¤chst den Anforderungen
genÃ¼gen, die fÃ¼r sich aus den mÃ¶glichen Inhalten nach Â§ 15 Abs. 2 Satz 2
SGB II abzuleiten sind (BSG Urteil vom 23.06.2016 â�� B 14 AS 42/15 R,
Senatsurteil vom 06.09.2018 â�� L 7 AS 562/18). Auch fÃ¼r den
Eingliederungsbescheid sind die fÃ¼r den Ã¶ffentlich-rechtlichen Vertrag in Â§ 55
Abs. 1 Satz 2 SGB X formulierten MaÃ�gaben entscheidend, d.h. einem an den
HilfebedÃ¼rftigen gerichteten zumutbaren Verlangen muss eine mit diesem in
Zusammenhang stehende, angemessene und konkret bestimmte Gegenleistung der
BehÃ¶rde gegenÃ¼berstehen. Dies ist hier der Fall. Die Verpflichtungen des
Antragstellers zur Integration in Arbeit sind ihrem Umfang und ihrer konkreten
Ausgestaltung nach sinnvoll und zumutbar. Es ist dem Antragsteller insbesondere
zumutbar, pro Monat fÃ¼nf â�� nicht zwingend schriftliche â�� Bewerbungen zu
tÃ¤tigen (vgl. zumÂ  zumutbaren Umfang von Bewerbungen Senatsurteil vom
29.01.2015 â�� L 7 AS 1305/14). Weiter ist es nachvollziehbar und zumutbar, dass
der Antragsteller seine BewerbungsbemÃ¼hungen zu dokumentieren und dem
Antragsgegner monatlich zu einem festen Termin vorzulegen hat, denn nur so
kÃ¶nnen diese kontrolliert und ggf. durch weitere Hinweise des Antragsgegners
optimiert werden. Soweit der Antragsgegner vom Antragsteller einfordert, auf
vorherige AnkÃ¼ndigung BeratungsgesprÃ¤chen mit seinem Vermittler zur
VerfÃ¼gung zu stehen, handelt es sich hierbei nicht um eine wiederholende
Darstellung der Meldepflicht iSv Â§ 59 SGB II iVm Â§ 309 SGB III, sondern trÃ¤gt
dem Umstand Rechnung, dass der Antragsteller dem Antragsgegner weder seine
Telefonnummer noch seine E-Mail-Adresse angeben will und ohne seine PrÃ¤senz
damit weder eine Beratung noch eine Kontrolle der dem Antragsteller gemÃ¤Ã�
dem dem SGB II zugrundeliegenden â��Grundsatz des Fordernsâ�� (Â§ 2 SGB II)
obliegenden EingliederungsbemÃ¼hungen mÃ¶glich sind.

Die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Eingliederungsbescheids scheitert auch nicht an
unzureichenden oder nicht ausreichend konkret festgesetzten Gegenleistungen des
Antragsgegners. Es ist zunÃ¤chst nicht zu beanstanden, dass die Pflichten des
Antragsgegners in dem Eingliederungsbescheid vom 05.10.2020 weniger konkret
formuliert sind als die des Antragstellers. Zwar sind die Leistungen, die der
HilfebedÃ¼rftige nach Â§ 16 SGB II zur Eingliederung erhalten soll, mÃ¶glichst
verbindlich und konkret zu bezeichnen. Jedoch ist zu beachten, dass zum Zeitpunkt
des Erlass eines Eingliederungsbescheids die weitere Entwicklung noch nicht in
allen Einzelheiten Ã¼berblickt werden kann. Daher besteht ein BedÃ¼rfnis, die
FÃ¶rderungsmaÃ�nahmen zunÃ¤chst allgemeiner zu formulieren. Dies ist auch
nach den gesetzlichen Vorgaben (Â§ 15 Abs. 2 Satz 2 SGB II) so vorgesehen. Nach
dieser Vorschrift sind nicht nur die EigenbemÃ¼hungen des HilfebedÃ¼rftigen zu
vereinbaren, sondern auch HÃ¤ufigkeit und Form ihres Nachweises. Die
Leistungspflicht des LeistungstrÃ¤gers wird dagegen nur allgemein beschrieben
(vgl. hierzu LSG Nordrhein-Westfalen Beschluss vom 20.03. 2014 â�� L 19 AS
373/14 B ER, LSG Sachsen-Anhalt Urteil vom 18.04.2013 â�� L 5 AS 91/12 m.w.N.).
Im Hinblick darauf, dass dem Antragsteller hier nicht die Pflicht zu schriftlichen und
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damit grundsÃ¤tzlich kostentrÃ¤chtigen BewerbungsmaÃ�nahmen auferlegt wird,
ein erwerbsfÃ¤higer Leistungsberechtigter die Kosten einer BeschÃ¤ftigungssuche
grundsÃ¤tzlich selbst zu tragen hat, der Antragsgegner hinsichtlich der
Ã�bernahme von Bewerbungskosten als Leistungen aus dem Vermittlungsbudget
ein EntschlieÃ�ungs- und Auswahlermessen hat und die Bedingungen fÃ¼r die
Erstattung von Kosten â�� vorherige Antragstellung bzw. RÃ¼cksprache, Erstattung
auf Nachweis â�� ausdrÃ¼cklich formuliert sind (vgl. hierzu LSG Nordrhein-
Westfalen Beschluss vom 20.03.2014 â�� L 19 AS 373/14 B ER) â�� sind die
Regelungen zur Ã�bernahme von Bewerbungskosten im Eingliederungsbescheid
vom 23.11.2020 nicht zu beanstanden. Dasselbe gilt fÃ¼r die Regelungen zur
Ã�bernahme von Fahrtkosten. Soweit der Antragsteller moniert, die in dem
Eingliederungsbescheid vorgesehenen UnterstÃ¼tzungsleistungen des
Antragsgegners seien allgemein und nicht â��maÃ�geschneiderter Naturâ��, ist
darauf hinzuweisen, dass ein LeistungstrÃ¤ger EingliederungsmaÃ�nahmen nur
insoweit individualisieren kann, wie sein in Kooperation mit dem HilfebedÃ¼rftigen
zu gewinnender Erkenntnisstand es zulÃ¤sst. Hier hat der Antragsgegner â�� in
Ã�bereinstimmung mit der beruflichen VorprÃ¤gung des Antragstellers â�� dessen
Verpflichtung zu BewerbungsbemÃ¼hungen auf den Bereich â��Helfer-Hochbauâ��
fokussiert. Dass ihm in Anbetracht der â�� wie aus der Verwaltungsakte
hervorgehend â�� nur sehr eingeschrÃ¤nkten Mitarbeit des Antragstellers Â eine
weitere Individualisierung seiner UnterstÃ¼tzungsleistungen mÃ¶glich war, ist nicht
naheliegend.

Die Rechtsfolgenbelehrung ist nicht ausschlaggebend fÃ¼r die RechtmÃ¤Ã�igkeit
des Eingliederungsbescheids, sondern fÃ¼r die einer spÃ¤teren Sanktion.
Ungeachtet dessen bestehen keine Bedenken an der Rechtsfolgenbelehrung. Der
Antragsgegner weist den KlÃ¤ger im Hinblick auf die HÃ¶he und den Zeitraum der
Sanktion auf die Folgen hin, die er bei einem VerstoÃ� gegen den
Eingliederungsbescheid zu erwarten hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Â 

Erstellt am: 28.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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